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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.12.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2023/03/0091 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2023/03/0092 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 

Ra 2023/03/0089 B 18.12.2023 

Rechtssatz 

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 13. Juni 2023, Ra 2021/10/0162, dargelegt, dass einer anerkannten 
Umweltorganisation, soweit der Schutz von Normen des Unionsumweltrechts auf dem Spiel steht, 
grundsätzlich ein Recht auf Teilnahme (bereits) am behördlichen Verfahren zusteht. Er hat weiter 
dargelegt, dass die Legitimation einer solchen Organisation zur Stellung eines Antrags auf 
Verordnungserlassung gegebenenfalls zu bejahen ist, und dass ungeachtet des Rechtstypenzwangs nach 
der österreichischen Rechtsordnung Konstellationen auftreten können, in denen die Verwaltung zur 
Erlassung einer Verordnung verpflichtet und ein entsprechendes Antragsrecht von Parteien zu bejahen ist. 
Da die österreichischen Gerichte und Behörden verpflichtet sind, für einen effektiven gerichtlichen 
Rechtsschutz zu sorgen, stelle die Bestätigung der behördlichen Zurückweisung des Antrags einer 
anerkannten Umweltorganisation auf inhaltliche Überprüfung einer Unionsumweltrecht umsetzenden 
Verordnung (dort: der NÖ Fischotter-Verordnung) die Verweigerung der Sachentscheidung und damit 
eine Rechtsverletzung dar. Mit diesem Erkenntnis wurde bereits ein Weg gewiesen, wie anerkannten 
Umweltorganisationen im Anwendungsbereich von Unionsumweltrecht gerichtlicher Rechtsschutz auch 
bei der Überprüfung von Unionsumweltrecht umsetzenden Verordnungen gewährt werden kann (vgl. in 
Bezug auf die - auch in den Revisionsfällen vorliegende - Verordnung betreffend die vorübergehende 
Ausnahme von der Schonzeit für den Wolf, in der Fassung der Novelle LGBl. Nr. 6/2023, VwGH 
8.11.2023, Ra 2023/03/0174). 
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